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Α . Einführung 

I. Die Bedeutung des Ermittlungsverfahrens 

Das Ermittlungsverfahren  ist das Stadium, in dem die Weichen für den 
gesamten weiteren Verfahrensgang gestellt werden. 

Zwar ist es die Hauptverhandlung, aufgrund derer das Urteil ergeht. Nach 
dem Bundesverfassungsgericht1 stellt die Hauptverhandlung auch das 
"Kernstück des Strafverfahrens  dar. Alle vorhergehenden Verfahrensab-
schnitte sind ihr gegenüber von untergeordneter Bedeutung". Gleichwohl 
hängt der Ausgang der Hauptverhandlung und damit das Urteil ganz 
entscheidend davon ab, welche Grundlagen im Ermittlungsverfahren  gelegt 
wurden. Peters hat bereits darauf hingewiesen, wie Fehler, die im 
Ermittlungsverfahren  angelegt wurden, sich auf das (falsche) Urteil 
auswirkten2. Kiwit kommt in seiner Untersuchung zu dem Ergebnis, daß in 
23 Prozent der überprüften  Fälle das Fehlurteil seine Ursache im Ermitt-
lungsverfahren  hatte3. In der Untersuchung von Lange wird dieser Anteil 
noch weit überschritten4. 

Darüber hinaus hat häufig bereits die Tatsache, daß ein Ermittlungsverfah-
ren eingeleitet wird, Bedeutung für den Betroffenen.  Die individualpsycho-
logische Komponente des Ermittlungsverfahrens  besteht in der Konfrontation 
des beschuldigten Bürgers mit der staatlich monopolisierten Gewalt5. Dies 
gilt gerade für denjenigen, der sich als zu Unrecht verfolgt fühlt. Er fühlt sich 
nicht mehr als der "souveräne" Bürger, sondern als Gewalt-Unterworfener. 
Dies ist um so bedenklicher, da bekannt ist, wie leicht Ermittlungsverfahren 
eingeleitet werden können und welche geringe Möglichkeiten es gibt, an ihrer 
raschen Beendigung mitzuwirken. 

Ein Ermittlungsverfahren  beeinträchtigt den Beschuldigten oftmals auch in 
sozialer Hinsicht. Er kommt ins Gerede. Dies betrifft  nicht nur das familiäre 

1 BVerfGE 39,156,167 f. 
2 Peters,  Fehlerquellen im Strafprozeß. 
3 Kiwit,  Fehlurteile im Strafprozeß,  Münster, Jur. Diss., 1965, S. 141-148. 
4 Lange, Fehlerquellen im Ermittlungsverfahren. 
5 Christian  Richter  II,  Strafverteidiger  1985, 382 ff. 

2 Schnabl 



2 Α. Einführung 

Umfeld, sondern häufig auch den Arbeitsplatz, Vereine, Nachbarschaft  und 
den Freundeskreis. Daran ändert auch die Tatsache nichts, daß ein Ermitt-
lungsverfahren  an sich nichtöffentlich  zu führen ist. Von Presseveröffent-
lichungen und prominenten Beschuldigten einmal abgesehen, gibt es vielfäl-
tige Quellen für das Bekanntwerden eines Ermittlungsverfahrens:  Nach-
forschungen bei Nachbarn, Rückfragen am Arbeitsplatz, Auskunftsersuchen 
an Banken, Wohnungsdurchsuchungen, vorläufige Festnahmen unter 
Beobachtung oder Vernehmung von Zeugen. 

Die Anordnung über Mitteilung in Strafsachen (MiStra) sieht in zahlreichen 
Fällen ausdrücklich eine Mitteilung bereits über die Einleitung eines Ermitt-
lungsverfahrens  vor6. 

Bei Beamten hat die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens  zur Folge, daß 
eine disziplinäre Voruntersuchung eingeleitet wird. 

Nicht zuletzt ist die Existenz eines Ermittlungsverfahrens  auch Grundlage 
für zahlreiche strafjprozessuale  Eingriffe  in Grundrechte des Beschuldigten. 

Bereits aus diesen wenigen hier aufgezählten Beispielen ist ersichtlich, 
welche zentrale Rolle dem Ermittlungsverfahren  im Rahmen des gesamten 
Strafverfahrens  zukommt. Das Ermittlungsverfahren  bedarf  daher einer ein-
gehenderen Betrachtung. Aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang insbe-
sondere ein Vergleich mit der Bedeutung des Ermittlungsverfahrens  in der 
amerikanischen Rechtsordnung, die bekanntlich von ganz anderen Verfah-
rensgrundsätzen ausgeht. 

I I . Amerikanische und deutsche Verfahrensgrundsätze 

Dem amerikanischen Strafverfahren  liegt die Auffassung  zugrunde, daß das 
gerichtliche Verfahren  als ein Streit zweier gleichwertiger Gegner strukturiert 
sein soll, wobei dem Richter nur mehr die Rolle des Moderators zukommt, 
der auf die Einhaltung der Regeln zu achten hat7. 

Demgegenüber hat im deutschen Strafverfahrensrecht  der Untersuchungs-
grundsatz eine zentrale Bedeutung. Das Strafverfahren  wird hier nicht als ein 
Streit oder Wettkampf zwischen den Parteien begriffen,  sondern als eine offi-
zielle, gründliche Untersuchung, die auf die Ermittlung der Wahrheit gerich-
tet ist, § 244 II StGB. Zu diesem Zweck hat die Staatsanwaltschaft bereits im 
Vorverfahren  nicht nur die belastenden, sondern auch die entlastenden Um-
stände zu ermitteln, § 160 II StPO. 

6 Vgl. Nachweis bei Richter II, dort Fn. 9 u. 10. 
7 Damas ka,  ZStW 87, 713, 715. 
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Dieser Gedanke ist dem amerikanischem, von der sog. Parteimaxime be-
herrschten Strafverfahren  fremd. In den USA gibt es grundsätzlich keine 
Pflicht der Strafverfolgungsbehörden,  entlastenden Umständen nachzugehen8. 

Die Kennzeichnung als "adversary" und "accusatory" ist Ausgangspunkt des 
gesamten amerikanischen Strafverfahrenssystems.  Mit "adversary" (kontradik-
torisch, gegnerisch) wird der Umstand bezeichnet, daß sich die 
Staatsanwaltschaft auf der einen und der Beschuldigte, eventuell mit einem 
Verteidiger, auf der anderer Seite gegenüberstehen. Es liegt in der alleinigen 
Verantwortung der Parteien, die tatsächlichen Grundlagen des Falles zu ent-
wickeln. Der Richter wacht hierbei nur über die Einhaltung der Verfahrens-
regeln. Die Geschworenen entscheiden die Tatfragen, § 1126 P.C., sie fällen 
das Urteil. Entscheidungsträger kann aber auch allein ein Richter sein. Etwa 
im Voranhörungsverfahren  entscheidet allein der Richter, § 872 P.C. 
Geschworene sind hier noch nicht beteiligt. 

Mit dem Begriff  accusatory  wird demgegenüber die Verantwortung der 
Staatsanwaltschaft bezeichnet, das Gericht von der Schuld des Angeklagten zu 
überzeugen. Der Staat, vertreten durch die Staatsanwaltschaft, trägt die 
Beweislast. In der berühmt gewordenen Entscheidung Miranda v. Arizona9  

zitiert der U.S. Supreme Court  hierzu Wigmore10 mit den Worten, der Staat 
müsse "die ganze Last schultern"11. Die erforderlichen  Beweise müsse sich 
der Staat "unabhängig und frei  verschaffen",  ohne den Angeklagten zur Mit-
hilfe zu zwingen12. Dieser Grundsatz wird als so wesentlich, selbstverständ-
lich und unumstößlich angesehen, daß er weder in der Verfassung noch im 
Penal Code  ausdrücklich bezeichnet ist. Lediglich dessen Ausprägungen, wie 
das Verbot, den Angeklagten zur Selbstbelastung zu zwingen (5th  Amendment 
to the U.S. Const.)  oder die Unschuldsvermutung (§ 1096 P.C. presumed  to 
be innocent ), sind ausdrücklich geregelt. Gleichwohl sind die meisten Verfah-
rensregeln nur vor dem Hintergrund des "adversary"  und "accusatory" -
Systems zu verstehen. 

8 Perron,  Die Beweisaufnahme im Strafverfahrens  recht des Auslands, S. 411; In re 
Michael L, 216 Cal.Rptr. (Cal 1985). 

9 Miranda ν. Arizona, 384 U.S. 436, 460, 16 L.Ed.2d 694, 715 (1966). 
1 0 8 Wigmore, Evidence 317, McNaughton rev 1961. 
1 1 "... shoulder the entire load. " 
1 2 LaFavelIsrael,  Criminal Procedure, S. 38; Murphy v. Waterfront  Commission, 

378 U.S. 52, 12 L.Ed.2d 678 (1964), Tehan v. U.S. ex rei. Shott, 382 U.S. 406, 15 
L.Ed.2d 453 (1966). 
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